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1. Geltungsbereich 
Alle Lieferungen und die damit im Zusammenhang stehenden Leistungen erfolgen 
ausschließlich auf der Grundlage dieser Verkaufsbedingungen. Hinweisen des Käufers auf 
seine Geschäftsbedingungen wird hiermit widersprochen. Diese Verkaufsbedingungen gelten 
auch für alle zukünftigen Geschäfte. Abweichungen von diesen Verkaufsbedingungen 
bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen Anerkennung durch den Verkäufer. 

2. Anwendung, Angebot und Annahme 
Die Angebote des Verkäufers sind nicht bindend, sondern als Aufforderung an den Käufer zu 
verstehen, dem Verkäufer ein Kaufangebot zu machen. Der Vertrag kommt durch die 
Bestellung des Käufers (Angebot) und die Annahme des Verkäufers zustande. Weicht diese 
von der Bestellung ab, gilt dies als neues freibleibendes Angebot des Verkäufers. 

3. Preise 
3.1. Die Preise gelten im Zweifel ab Werk ausschließlich Fracht, Zoll, Einfuhrnebenabgaben 

u.Verpackung zuzüglich Mehrwertsteuer in gesetzlicher Höhe. 
3.2. Ändern sich nach Abgabe des Angebotes oder nach Auftragsbestätigung bis zur 

Lieferung die maßgebenden Kostenfaktoren wesentlich, so werden sich Lieferer und 
Besteller über eine Anpassung der Preise und der Kostenanteile verständigen. 

3.3. Der Lieferer ist bei neuen Aufträgen (=Anschlussaufträgen) nicht an vorhergehende 
Preise gebunden. 

3.4. Bei Lieferungen und Leistungen in der EU hat der Käufer dem Verkäufer vor der 
Ausführung des Umsatzes seine jeweilige UST-Identifikationsnummer mitzuteilen, unter 
der er die Erwerbsbesteuerung innerhalb der EU durchführt. Bei nicht-elektronischen 
Ausfuhranmeldungen bezüglich der Lieferungen und Leistungen aus der Bundesrepublik 
Deutschland in Länder außerhalb der EU, die nicht vom Verkäufer durchgeführt oder 
veranlasst werden, hat der Käufer dem Verkäufer den steuerlich erforderlichen 
Ausfuhrnachweis beizubringen. Wird der Nachweis nicht erbracht, hat er zusätzlich die für 
die Leistung innerhalb Deutschlands zu erhebende Umsatzsteuer vom Rechnungsbetrag 
zu bezahlen. 

4. Zahlung, Zahlungsverzug 
4.1. Die Nichtzahlung des Kaufpreises bei Fälligkeit stellt eine wesentliche Verletzung 

vertraglicher Pflichten dar. 
4.2. Sämtliche Zahlungen sind spesenfrei und in € (EURO) ausschließlich an den Lieferer zu 

leisten. 
4.3. Bei Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer berechtigt, Verzugszinsen zu 

verlangen, und zwar bei Fakturierung in Euro in Höhe von 8%-Punkten über dem im 
Zeitpunkt des Verzugseintritts geltenden von der Deutschen Bundesbank bekannt 
gegebenen Basiszinssatzes, und bei Fakturierung in einer anderen Währung in Höhe von 
8%-Punkten über dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Diskontsatz des obersten 
Bankinstitut des Landes, in dessen Währung fakturiert wurde. 

4.4. Die Ablehnung von Schecks oder Wechseln bleibt vorbehalten. Schecks und Rediskont 
fähige Wechsel werden nur erfüllungshalber angenommen, sämtliche damit verbundenen 
Kosten gehen zu Lasten des Bestellers. 

4.5. Der Besteller kann nur aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht geltend machen, wenn 
seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 

4.6. Die nachhaltige Nichteinhaltung von Zahlungsbedingungen oder Umstände, welche 
ernste Zweifel an der Kreditwürdigkeit des Bestellers begründen, haben die sofortige 
Fälligkeit aller Forderungen des Lieferers zur Folge. Darüber hinaus ist der Lieferer in 
diesem Fall berechtigt, für noch offenstehende Lieferungen Vorauszahlungen zu 
verlangen sowie nach erfolglosem Ablauf einer angemessenen Frist vom Vertrag 
zurückzutreten. 

5. Eigentumsvorbehalt 
5.1. Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus der 

Geschäftsverbindung mit dem Käufer Eigentum des Verkäufers. 



5.2. Bei Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer auch ohne Rücktritt vom Kaufvertrag 
und ohne Nachfristsetzung auf Kosten des Käufers berechtigt die einstweilige 
Herausgabe der im Eigentum des Verkäufers stehenden Waren zu verlangen. 

5.3. Übersteigt der Wert der Sicherheiten die Forderungen des Verkäufers um mehr als 10 %, 
so wird der Verkäufer auf Verlangen des Käufers insoweit Sicherheiten nach seiner Wahl 
freigeben. Ist der Käufer im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ansässig, gilt ferner 
folgendes: 

5.4. Bei Verarbeitung der Waren des Verkäufers durch den Käufer gilt der Verkäufer als 
Hersteller und erwirbt der Verkäufer Miteigentum im Verhältnis des Rechnungswertes 
seiner Waren zu dem der anderen Materialien. 

5.5. Ist im Falle der Verbindung oder Vermischung der Waren des Verkäufers mit einer Sache 
des Käufers diese als Hauptsache anzusehen, geht das Miteigentum an der Sache in 
dem Verhältnis des Rechnungswertes der Ware des Verkäufers zum Rechnungs- oder – 
mangels eines solchen – zum Verkehrswert der Hauptsache auf den Verkäufer über. Der 
Käufer gilt in diesen Fällen als Verwahrer. 

5.6. Der Käufer ist berechtigt, über die im Eigentum des Verkäufers stehenden Waren im 
ordentlichen Geschäftsgang zu verfügen, solange er seinen Verpflichtungen aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Verkäufer rechtzeitig nachkommt. Alle Forderungen aus 
dem Verkauf von Waren, an denen dem Verkäufer Eigentumsrechte zustehen, tritt der 
Käufer schon jetzt – ggf. in Höhe des Miteigentumsanteils des Verkäufers an der 
verkauften Ware – zur Sicherung an den Verkäufer ab. Anerkannte Saldoforderungen aus 
Kontokorrentabreden tritt der Käufer bereits im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses mit 
dem Verkäufer in Höhe der dann noch offenen Forderungen des Verkäufers an diesen ab. 

5.7. Auf Verlangen des Verkäufers hat der Käufer ihm alle erforderlichen Auskünfte über den 
Bestand der im Eigentum des Verkäufers stehenden Waren und über die an den 
Verkäufer abgetretenen Forderungen zu geben sowie seine Abnehmer von der Abtretung 
in Kenntnis zu setzen. 

6. Gewerbliche Schutzrechte und Rechtsmängel 
6.1. Hat der Lieferer nach Zeichnungen, Modellen, Mustern oder unter Verwendung von 

beigestellten Teilen des Bestellers zu liefern, so steht der Besteller dafür ein, dass 
Schutzrechte Dritter im Bestimmungsland der Ware hierdurch nicht verletzt werden. Der 
Lieferer wird den Besteller auf ihm bekannte Rechte hinweisen. Der Besteller hat den 
Lieferer von den Ansprüchen Dritter freizustellen und den Ersatz des entstandenen 
Schadens zu leisten. Wird diesem die Herstellung oder Lieferung von einem Dritten unter 
Berufung auf ein ihm gehöriges Schutzrecht untersagt, so ist der Lieferer-ohne Prüfung 
der Rechtslage durch den Besteller und den Dritten einzustellen. Sollte dem Lieferer 
durch die Verzögerung die Weiterführung des Auftrages nicht mehr zumutbar sein, so ist 
er zum Rücktritt berechtigt. 

6.2. Dem Lieferer überlassene Zeichnungen und Muster, die nicht zum Auftrag geführt haben, 
werden auf Wunsch zurückgesandt; sonst ist er berechtigt, sie drei Monate nach Abgabe 
des Angebotes zu vernichten. Diese Verpflichtung gilt für den Besteller entsprechend. Der 
zur Vernichtung Berechtigte hat den Vertragspartner von seiner Vernichtungsabsicht 
vorher zu informieren.  

6.3. Dem Lieferer stehen die Urheber- und ggf. gewerbliche Schutzrechte, insbesondere alle 
Nutzungs- und Verwertungsrechte an den von ihm oder von Dritten in seinem Auftrag 
gestalteten Modellen, Formen und Vorrichtungen, Entwürfen und Zeichnungen zu. 

7. Rechte des Käufers bei Mängeln 
7.1. Mängel der Ware, die bei einer ordnungsgemäßen Untersuchung feststellbar sind, sind 

dem Verkäufer innerhalb von vier Wochen nach Entdeckung anzuzeigen. Die Anzeige 
muss schriftlich erfolgen und Art und Ausmaß der Mängel genau bezeichnen. 

7.2. Ist die Ware mangelhaft und hat der Käufer dies dem Verkäufer gemäß Ziffer 7.1 
ordnungsgemäß angezeigt, so stehen dem Käufer die gesetzlichen Rechte mit folgenden 
Maßgaben zu: 
7.2.1. Der Verkäufer hat zunächst das Recht, nach seiner Wahl entweder den 

Mangel zu beseitigen oder dem Käufer eine mangelfreie Ware zu liefern 
(Nacherfüllung). 

7.2.2. Der Verkäufer behält sich zwei Nacherfüllungsversuche vor. Sollte die 
Nacherfüllung fehlschlagen oder dem Käufer unzumutbar sein, so kann der Käufer 
entweder vom Vertrag zurücktreten oder eine Minderung des Kaufpreises verlangen. 

7.2.3. Für Ansprüche auf Schadenersatz und auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
wegen eines Mangels gilt Ziffer 8. 



7.3. Mängelansprüche des Käufers verjähren nach Ablauf eines Jahres ab Ablieferung der 
Ware. Anstelle dieser Ein Jahresfrist gelten in den folgenden Fällen die gesetzlichen 
Verjährungsfristen: 
7.3.1. Im Falle der Haftung wegen Vorsatzes 
7.3.2. Im Falle des arglistigen Verschweigens eines Mangels 
7.3.3. Für Ansprüche gegen den Verkäufer wegen der Mangelhaftigkeit einer Ware, 

wenn sie entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet 
worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat 

7.3.4. Für Ansprüche wegen Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen 
Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers beruhen 

7.3.5. Für Ansprüche wegen sonstiger Schäden, die auf einer grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Verkäufers beruhen 

7.3.6. Im Falle des Rückgriffs des Käufers aufgrund der Vorschriften für den 
Verbrauchsgüterkauf 

8. Haftung 
8.1. Der Verkäufer haftet für Schäden grundsätzlich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im 

Falle der einfach fahrlässigen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten beschränkt sich 
die Haftung des Verkäufers jedoch auf den Ersatz typischer, vorhersehbarer Schäden; im 
Falle einfach fahrlässiger Verletzung nicht wesentlicher Vertragspflichten ist eine Haftung 
des Verkäufers ausgeschlossen. Vorstehende Haftungsbeschränkungen gelten nicht bei 
Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

8.2. Der Verkäufer haftet nicht bei Unmöglichkeit oder Verzögerung der Erfüllung von 
Lieferverpflichtungen, wenn die Unmöglichkeit oder Verzögerung auf der vom Käufer 
veranlassten ordnungsgemäßen Befolgung von öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit der Europäischen Chemikalienverordnung REACH beruhen. 
 
 

9. Liefer- und Abnahmepflicht, Höhere Gewalt 
9.1. Lieferfristen beginnen nach Eingang aller für die Ausführung des Auftrages erforderlichen 

Unterlagen, der Anzahlung und der rechtzeitigen Materialbeistellungen, soweit diese 
vereinbart wurden. Mit Meldung der Versandbereitschaft gilt die Lieferfrist eingehalten, 
wenn sich die Versendung ohne Verschulden des Lieferers verzögert oder unmöglich ist. 

9.2. Wird eine vereinbarte Lieferfrist infolge eigenen Verschuldens des Lieferers nicht 
eingehalten, so ist, falls er nicht grob fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt hat, unter 
Ausschluss weiterer Ansprüche der Besteller nach Ablauf einer angemessenen Nachfrist 
berechtigt, eine Verzugsentschädigung zu fordern oder vom Vertrag zurückzutreten. Die 
Verzugsentschädigung ist auf höchstens 5% desjenigen Teils der Lieferung begrenzt, der 
nicht vertragsgemäß erfolgt ist. Ein Rücktritt ist ausgeschlossen wenn sich der Besteller 
selbst in Annahmeverzug befindet. Dem Besteller bleibt der Nachweis eines höheren 
Schadens vorbehalten. 

9.3. Angemessene Teillieferungen sowie zumutbare Abweichungen von den Bestellmengen 
bis zu plus/minus 10% sind zulässig. 

9.4. Bei Abrufaufträgen ohne Vereinbarung von Laufzeit, Fertigungsgrößen und 
Abnahmeterminen kann der Lieferer spätestens drei Monate nach Auftragsbestätigung 
eine verbindliche Festlegung hierüber verlangen. Kommt der Besteller diesem Verlangen 
nicht innerhalb von drei Wochen nach, ist der Lieferer berechtigt, eine zweiwöchige 
Nachfrist zu setzen und nach deren Ablauf vom Vertrag zurückzutreten und/oder 
Schadenersatz zu fordern. 

9.5. Erfüllt der Besteller seine Abnahmepflichten nicht, so ist der Lieferer, unbeschadet 
sonstiger Rechte nicht an die Vorschriften über den Selbsthilfeverkauf gebunden, kann 
vielmehr den Liefergegenstand nach vorheriger Benachrichtigung des Bestellers 
freihändig verkaufen. 

9.6. Sollten Ereignisse und Umstände, deren Eintritt außerhalb des Einflussbereiches des 
Verkäufers liegt (wie z.B. Naturereignisse, Krieg, Arbeitskämpfe, Rohstoff- und 
Energiemangel, Verkehrs- und Betriebsstörungen, Feuer- und Explosionsschäden, 
Verfügungen von hoher Hand), die Verfügbarkeit der Ware aus der Anlage, aus welcher 
der Verkäufer die Ware bezieht, reduzieren, so dass der Verkäufer seine vertragliche 
Verpflichtung (unter anteiliger Berücksichtigung anderer interner oder externer 
Lieferverpflichtungen) nicht erfüllen kann, ist der Verkäufer für die Dauer der Störung und 
im Umfang ihrer Auswirkungen von seinen vertraglichen Verpflichtungen entbunden und 
nicht verpflichtet, die Ware bei Dritten zu beschaffen. Satz 1 gilt auch, soweit die 



Ereignisse und Umstände die Durchführung des betroffenen Geschäfts für den Verkäufer 
nachhaltig unwirtschaftlich machen oder bei den Vorlieferanten des Verkäufers vorliegen. 
Dauern diese Ereignisse länger als 3 Monate, ist der Verkäufer berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten. 

10. Verpackung, Versand, Gefahrenübergang u.Annahmeverzug 
10.1. Sofern nicht anders vereinbart, wählt der Lieferer Verpackung, Versandart und 

Versandweg. 
10.2. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung mit dem Verlassen des Lieferwerkes 

auf den Besteller über. Bei vom Besteller zu vertretenden Verzögerungen der Absendung 
geht die Gefahr bereits mit der Mitteilung der Versandbereitschaft über. 

10.3. Auf schriftliches Verlangen des Bestellers wird die Ware auf seine Kosten gegen von 
ihm bezeichnende Risiken versichert. 

10.4. Erfolgt die Lieferung innerhalb Deutschlands, so trägt der Käufer die Kosten für eine 
eventuelle Rücknahme (Transport zur Übergabestelle und Entsorgung) der Verpackung. 
Der Ort der Rückgabe ist die Adresse der vom Verkäufer benannten Entsorgungsstelle. 

11. Aufrechnung 
Der Käufer kann gegen Ansprüche des Verkäufers nur mit einer unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenforderung aufrechnen. 

12. Sicherheiten 
Bei begründeten Zweifeln an der Zahlungsfähigkeit des Käufers, insbesondere bei 
Zahlungsrückstand, kann der Verkäufer, vorbehaltlich weitergehender Ansprüche, 
eingeräumte Zahlungsziele widerrufen sowie weitere Lieferungen von Vorauszahlungen oder 
der Einräumung sonstiger Sicherheiten abhängig machen. 

13. Zahlungsort 
Unabhängig von dem Ort der Übergabe der Ware oder der Dokumente ist Erfüllungsort für die 
Zahlungspflicht des Käufers der Sitz des Verkäufers. 

14. Zugang von Erklärungen 
Anzeigen und sonstige Erklärungen, die einer Partei gegenüber abzugeben sind, werden 
wirksam, wenn sie dieser Partei zugehen. Ist eine Frist einzuhalten, muss die Erklärung 
innerhalb der Frist zugehen. 

15. Gerichtsstand 
Gerichtsstand ist der Gerichtsstand des Verkäufers oder – nach Wahl des Verkäufers – der 
allgemeine Gerichtsstand des Käufers 

16. Anwendbares Recht 
Auf das Vertragsverhältnis findet das Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 11. April 
1980 (CISG) über Verträge über den internationalen Warenkauf Anwendung, unabhängig 
davon, ob der Käufer seinen Sitz in einem CISG-Vertragsstaat hat oder nicht. Ergänzend gilt 
deutsches materielles Recht. Für den Abschluss des Vertrages gilt ausschließlich das 
deutsche materielle Recht unter Ausschluss des CISG. 
 
Fassung: Oktober 2013 
 

 
 

 
 
 
 
      
   
      

 
 


